
Unter  Verdankung  der
geleisteten Dienste
geschrieben von Dr. Michael Merker | März 3, 2025
Das  Interesse  am  öffentlichen  Personalrecht  war  noch  vor
Jahren  unterentwickelt;  in  letzter  Zeit  mehren  sich  die
Tagungen und die Publikationen zum Thema. Das ist erfreulich.
Unter  den  neuesten  wissenschaftlichen  Arbeiten  zum  Thema
sticht jene von Ewa Surdyka heraus. «Unter Verdankung der
geleisteten Dienste», so der Buchtitel, beschäftigt sich die
Autorin  mit  der  Auflösung  des  öffentlich-rechtlichen
Arbeitsverhältnisses  nach  dem  Personalrecht  des  Kantons
Zürich. Das Ergebnis überzeugt.

Ewa  Surdyka  nimmt  sich  dem  Thema  erfreulich  systematisch,
praxisorientiert  und  gut  lesbar  an.  Die  Grundlagen  des
Personalrechts, die Qualifikation des öffentlich-rechtlichen
Arbeitsverhältnisses,  seine  Auflösung,  die  Rechtsfolgen  der
Kündigung (insbesondere die Entschädigung bei unrechtmässiger
Kündigung  und  die  Abfindung  bei  unverschuldeter  Kündigung)
sowie der Rechtsmittelschutz bei Kündigung werden auf gut 400
Seiten  in  einer  Art  dargelegt,  die  immer  den  Eindruck
vermittelt, man sei in dieser Publikation gut aufgehoben.

Der  Suchende  findet  auf  seine  Fragen  schnell  brauchbare
Antworten. Das dürfte neben der fachlichen Qualität auch daran
liegen,  dass  die  Autorin  über  Jahre  im  Rechtsdienst  der
Staatskanzlei  des  Kantons  Zürich  personalrechtliche  Fälle
juristisch bearbeitet hat und deshalb weiss, was sie macht und
schreibt. Das ist das Schöne an dieser Publikation.

Ewa Surdyka orientiert ihre Ausführungen am Personalrecht des
Kantons Zürich. Dieses gilt direkt für 40’000 Mitarbeitende
des Kantons. Allerdings verweisen zahlreiche kommunale Zürcher
Personalordnungen ebenfalls auf das kantonalen Personalrecht,
weshalb der Anwendungsbereich erheblich grösser ist. Doch das
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ist alles in allem nicht entscheidend; die Ausführungen sind
von einer Qualität, dass sie mit Gewinn auch in Fragen des
öffentlichen  Personalrechts  anderer  Kantone,  Städte  und
Gemeinden sinnvoll Verwendung finden können (und sollten).

Zu der positiven Beurteilung trägt auch die Sprache bei. Sie
ist klar, verständlich und ausserordentlich gut lesbar. Im
Gegensatz zu so mancher Publikation wird hier auch nichts
verwedelt.  Die  typischen  Adverbien,  welche  die  eigenen
Aussagen relativieren und am Ende des Tages doch wieder so
vieles  offen  lassen,  fehlen  hier.  Das  kann  sich  nur  eine
Autorin leisten, die weiss, welche Antwort die richtige ist
und welche nicht.

Das  tiefe,  auf  viel  Praxis  beruhende  Fachwissen,  ist  von
grossem Wert. Es wird dargelegt, welche Regeln gelten, wenn
ein Arbeitsverhältnis infrage gestellt und/oder beendet werden
soll, was dabei zu beachten ist und was man nicht tun darf.
Alles wird sauber hinterlegt mit den anwendbaren Normen aller
Stufen,  mit  den  Materialien  dazu  und  den  einschlägigen
Weisungen. Man spart sich deshalb viel Zeit, nimmt man die
Publikation von Ewa Surdyka zu Hilfe.

Das  Buch  ist  neu.  Das  hat  den  weiteren  Vorteil,  dass
Rechtsprechung und Literatur zum Thema aufgearbeitet vorliegen
(Stand  Februar  2024).  Die  Arbeit  ist  deshalb  in  jeder
Beziehung zu empfehlen und ein Glücksfall für das öffentliche
Personalrecht – oder sagen wir besser, für diejenigen, die es
anwenden.

(Das  Buch  erschien  unter  dem  Titel  «Unter  Verdankung  der
geleisteten  Dienste»  –  Die  Auflösung  des  öffentlich-
rechtlichen  Arbeitsverhältnisses  nach  dem  Personalrecht  des
Kantons Zürich in den Zürcher Studien zum öffentlichen Recht,
298, im Schulthess Verlag für CHF 98)



Jahresbericht 2024
geschrieben von Urs Stauffer | März 3, 2025
Öffentliches Personal Schweiz hat ein anstrengendes Jahr 2024
hinter sich. Unser Verband war und ist nach wie vor gezwungen,
sich finanziell neu zu organisieren und die Digitalisierung
weiter voranzutreiben – diese Herausforderung haben wir in den
vergangenen Monaten angenommen und wie geplant umgesetzt. Ab
2025 werden wir uns finanziell wieder in ruhigeren Gewässern
bewegen. Doch es bleibt noch mehr zu tun. Schnelle Entscheide
bei kostengünstigen Strukturen sind für den ZV gefragt. Auch
bei den Leistungsträgern des ZV, die sich engagieren, müssen
neue Wege gefunden werden. Wir müssen uns verjüngen, und zwar
schnell.  Die  Einführung  des  Rechtsschutzes  für  alle,  ein
intensives Vorhaben der letzten Jahre, war aufwändig, ist aber
erfolgreich  vollzogen.  Die  Digitalisierung  unserer  ZV-Info
auch;  es  bleiben  noch  Optimierungen  auf  der  Webpage
umzusetzen,  damit  unsere  Zeitschrift  lesbar  bleibt.

Unser Verband hat sich in den letzten Jahren zu einem guten
Teil  auch  über  die  Einnahmen  aus  Geschäften  mit  unseren
Vertragspartnern  finanziert,  angesprochen  sind  die
Versicherungen. Diese Einkünfte sind erheblich rückläufig –
und das wohl auf Dauer. Gleichzeitig möchten und müssen wir
auf zahlreichen sozialen Kanälen wie auch in der ZV-Info,
unserer  Verbandszeitschrift,  präsent  sein.  Diese  Präsenz
erfordert dauernden Unterhalt, das betrifft Form und Inhalte.

Die  Geschäftsleitung  hat  deshalb  beschlossen,  einzelne
Print‑Ausgaben der ZV-Info durch einen digitalen Newsletter zu
ersetzen. Um hierbei genügend Mitglieder zu erreichen, mussten
die E-Mail-Adressen verfügbar sein. Dieses Ziel ist uns noch
nicht ganz, aber weitgehend gelungen.
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Ab Herbst 2024 gab es dann keine physische ZV-Info mehr – die
letzte Ausgabe erschien Ende September 2024. Einige unserer
Mitglieder waren traurig über diesen Verlust – nach neunzig
Jahren (die erste Ausgabe war im November 1934 erschienen!)
war Schluss mit der Printausgabe. Aber: Die Digitalisierung
ermöglicht dringend nötige Einsparungen bei den Druckkosten
und beim Porto.

 

Social Media – Ausbau schreitet voran

Der  Ausbau  unserer  Präsenz  in  den  Social  Media  schreitet
ebenfalls  voran.  Das  ist  nötig,  um  den  Zugang  zu  unseren
Themen und den Auffassungen hierzu zu erleichtern. Kaum jemand
besucht ohne konkreten Anlass eine Webpage, er liest aber
einen Artikel, der ihm in den Social Media oder in unserem
Newsletter empfohlen wird ‑ und beachtet dann vielleicht auch
die Webpage. Diesen Weg setzen wir fort, um präsent zu sein
und durch diese Präsenz unsere Mitgliedsverbände und unsere
Mitglieder  zu  unterstützen  und  bei  der  Durchsetzung  ihrer
Anliegen zu begleiten.

Es  mag  sein,  die  Vielzahl  der  Möglichkeiten,  an  die
Öffentlichkeit  zu  treten,  kompliziert  die  Sache.  Auf  der
anderen  Seite  ermöglicht  diese  Präsenz,  Meinungen  und
Entscheide zu beeinflussen. Hier bleiben wir nicht stehen,
hier versuchen wir, im Sinn des Öffentlichen Personals der
Schweiz erfolgreich tätig zu sein.

„Politische“ Themen

AHV-Rente

Wir hatten bereits 2023 beschlossen, die Initiative um eine
13. AHV-Rente zu unterstützen. Diesen Entscheid hatten wir uns
nicht leichtgemacht. Die Meinungen dazu waren geteilt. Es war
uns bewusst, dass einzelne Verbände die Schwierigkeiten bei



der  Umsetzung  der  Initiative  und  die  möglicherweise  nicht
optimal  sozial  austarierte  Verteilung  des  Geldes  hoch
gewichteten und die Initiative nicht befürworteten. Mit einer
gewissen Überraschung haben wir dann am 3. März 2024 gesehen,
dass  die  Schweizer  Bevölkerung  (und  die  Stände)  mit
überraschender  Deutlichkeit  die  Volksinitiative  „Für  ein
besseres Leben im Alter“ angenommen haben.

Wir werden auch in Zukunft prüfen, zu welchen Abstimmungen wir
etwas  sagen  und  was,  und  zu  welchen  nichts.  Damit  wird
Öffentliches  Personal  Schweiz  nicht  politischer  als  zuvor,
aber es ist denkbar, dass wir klarer und schneller Stellung
nehmen als in früheren Zeiten – aber immer mit Fokus auf das
öffentliche Personal.

Parlamentarische  Initiative  16.484  „Mehr
Gestaltungsfreiheit bei Arbeit im Homeoffice“

Zurzeit ist eine Anpassung des Bundesarbeitsgesetzes (ArG) in
Diskussion.  Die  parlamentarische  Initiative  16.484  „Mehr
Gestaltungsfreiheit  bei  Arbeit  im  Homeoffice“,  2016  (!)
eingebracht  von  Nationalrat  Thierry  Burkart,  sorgt  für
kontroverse  Diskussionen.  Ihr  Ziel  ist  es,  flexiblere
Rahmenbedingungen  für  Telearbeit  zu  schaffen.  Doch
insbesondere  im  öffentlichen  Dienst  gibt  es  erhebliche
Vorbehalte und zahlreiche kritische Stimmen. Die Arbeitswelt
hat  sich  in  den  letzten  Jahren  grundlegend  verändert.
Spätestens  seit  der  COVID-19-Pandemie  ist  Homeoffice  ein
fester  Bestandteil  des  Arbeitsalltags  vieler  Beschäftigter
geworden.  Dennoch  sind  die  gesetzlichen  Regelungen  in  der
Schweiz bislang nicht an diese neue Realität angepasst worden.
Die  parlamentarische  Initiative  16.484  will  diese  Lücke
schließen und mehr Gestaltungsfreiheit für Arbeitnehmende im
Homeoffice schaffen.

Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates
verabschiedete  im  August  2024  mit  18  zu  7  Stimmen  eine



Vernehmlassungsvorlage  in  Umsetzung  der  parlamentarischen
Initiative «Mehr Gestaltungsfreiheit bei Arbeit im Homeoffice»
(16.484).  In  Anbetracht  der  heutigen  Realitäten  in  der
Arbeitswelt  erachtet  die  Kommission  eine  flexiblere
Ausgestaltung  des  Arbeitsrechts  als  unabdingbar.  Eine
Minderheit der Kommission beantragte Nichteintreten auf den
Entwurf,  der  in  ihren  Augen  eine  Verschlechterung  der
Arbeitsbedingungen und des Gesundheitsschutzes darstellt, was
schlussendlich auch hohe Kosten für die Wirtschaft mit sich
bringen würde.

Mit ihrem Entwurf regelt die Kommission nicht nur den Bereich
des Homeoffice, sondern die Telearbeit generell. Sie sieht –
bei Vorliegen einer entsprechenden Vereinbarung – insbesondere
eine Verlängerung der maximalen Zeitspanne für die tägliche
Arbeitszeit und eine Reduktion der Mindestruhezeit vor. Zudem
soll gelegentliche Sonntagsarbeit aus eigenem Antrieb erlaubt
werden, was eine Minderheit allerdings ablehnt. Die Kommission
sieht  die  Vorlage  ausdrücklich  als  Möglichkeit  für  die
Arbeitnehmenden, ihre Arbeitszeiten individueller zu wählen,
was gerade im Hinblick auf die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf und auf Betreuungsarbeit grosse Vorteile verspricht. Sie
nimmt Bedenken in Bezug auf den Gesundheitsschutz ernst und
hat deshalb insbesondere das Recht auf Nichterreichbarkeit in
ihren  Entwurf  integriert.  In  einer  Variante  schickt  die
Kommission  zudem  entsprechende  Anpassungen  im
Obligationenrecht  in  die  Vernehmlassung.  Damit  würden  die
geplanten  Flexibilisierungen  umgesetzt  und  einen  weiteren
Kreis von Arbeitnehmenden einschliessen.

Der Bericht der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
Nationalrates (WAK-N) sieht eine Änderung des Arbeitsgesetzes
(ArG)  vor,  um  Homeoffice  rechtlich  besser  zu  regeln.  Die
wichtigsten Punkte der vorgeschlagenen Reform sind:

Verlängerung des Zeitrahmens für Tages- und Abendarbeit1.
von  bisher  14  auf  17  Stunden.  Damit  könnten



Arbeitnehmende  flexibler  entscheiden,  wann  sie  ihre
Arbeitszeit leisten.
Möglichkeit  für  gelegentliche  Sonntagsarbeit  auf2.
freiwilliger Basis, bis zu neun Sonntage pro Jahr mit
maximal fünf Stunden Arbeitszeit.
Reduktion der täglichen Mindestruhezeit von 11 auf 93.
Stunden, um eine größere Flexibilität bei der Gestaltung
der Arbeitszeit zu gewähren.
Verankerung des Rechts auf Nichterreichbarkeit, um zu4.
verhindern,  dass  Arbeitnehmende  außerhalb  der
Arbeitszeiten  erreichbar  sein  müssen.
Neue Regeln zur Arbeitszeiterfassung, insbesondere für5.
Telearbeit, um eine einheitliche Regelung zu schaffen.

 

Hier  werden  wir  genau  hinschauen  müssen.  Die  Bestimmungen
gelten zwar nicht unmittelbar für die öffentliche Verwaltung,
dürften aber von vielen Arbeitgebern telquel in kantonales und
kommunales  Recht  überführt  werden.  Hinzu  kommt,  dass  auch
Anpassungen des OR beabsichtigt sind und das OR in zahlreichen
kommunalen Personalreglement als subsidiäres verankert ist.

Veranstaltungen

Delegiertenversammlung Sissach

2024  wurde  zum  dritten  Mal  die  Delegiertenversammlung  als
halbtägige  Veranstaltung  durchgeführt.  Ziel  der
Geschäftsleitung  und  des  Vorstands  war  es,  mit  einem
schlanken,  attraktiven  Programm  viele  Delegierte  für  die
Teilnahme  gewinnen  zu  können.  Der  Tagungsort  im  Schloss
Ebenrain bot hierfür eine erste, gute Voraussetzung. Die DV
war effektiv gut besucht, und das Ambiente im ehrwürdigen
Schloss beeindruckend.

Als  Referenten  konnte  der  ZV  den  Gemeindepräsidenten  von
Sissach,  Peter  Buser,  und  den  basellandschaftlichen
Regierungsrat Anton Lauber gewinnen. Der Apéro riche beendete



eine schöne, attraktive Delegiertenversammlung.

Fachtagung in Brunnen

Es war die bestbesuchte Fachtagung des ZV seit Jahren. Weit
über 100 Personen trafen sich zur Fachtagung in Brunnen zu
unserem Traditionsanlasses. Und sie wurden nicht enttäuscht.

Erster Themenschwerpunkt war KI. Einen ersten Überblick nannte
die  Einsatzgebiete  von  KI  im  Arbeitsalltag;  es  folgten
Referate zur Entwicklung von KI-Werkzeugen für die Verwaltung
und in einem Praxisteil Anwendungsbeispiele von KI-Werkzeugen
ebenfalls für die Verwaltung. Auch die datenschutzrechtlichen
Herausforderungen dieses neuen Tools wurden dargestellt. Am
zweiten Tag standen kritische Referate zu den Auswirkungen von
KI  auf  den  Arbeitsmarkt  und  neue  Sicherheit  durch  KI  und
Digitalisierung im Fokus. Zwei personalrechtliche Referate zur
Treuepflicht  der  Mitarbeitenden  in  öffentlich-rechtlichen
Anstellungsverhältnissen  und  zu  den  neuen  Leitentscheid  im
Arbeitsrecht rundeten die Tagung ab.

Die Fachtagung in Brunnen bietet aber jeweils nicht nur eine
hervorragende  Möglichkeit  zur  Weiterbildung,  sondern  sie
ermöglicht auch den Erfahrungsaustausch mit Kolleginnen und
Kollegen, sei es während der Kaffeepause oder beim Abendessen.
Engagement bedeutet nicht immer nur Arbeit, sondern kann und
darf auch Vergnügen sein.

Mit Freude hat die Geschäftsleitung gesehen, dass auch viele
jüngere Mitglieder den Weg nach Brunnen gefunden haben. Wir
hoffen, dass sich dieser Trend 2025 fortsetzt. Wir werden mit
einem attraktiven Programm unseren Teil dazu beitragen.

Rechtsberatung

Die  personalrechtliche  Beratung  der  Mitgliedverbände  und
Einzelmitglieder wurde im Berichtsjahr, wie nicht anders zu
erwarten war, häufig in Anspruch genommen. Im Zentrum standen



dabei  Lohnfragen  und  zahlreiche  Verfahren  bezüglich  der
Beendigung  von  Arbeitsverhältnissen.  Öffentliches  Personal
Schweiz versucht wie bis anhin, kleinere Anfragen und Probleme
schnell und unbürokratisch am Telefon zu beantworten und zu
lösen.  Oftmals  genügen  diese  Auskünfte  und  es  ist  kein
Verfahren gegen den Arbeitgeber beabsichtigt.

Leider  war  auch  2024  zu  erkennen,  dass  der  Rechtsschutz
trotzdem  ganz  erheblich  in  Anspruch  genommen  wurde.
Differenzen in der Besoldung und ein hartes Vorgehen einzelner
Arbeitgeber gegen Mitarbeitende, die den Leistungsansprüchen
nicht genügen sollen, waren die Hauptthemen. In diesen Fällen
wird  gleichwohl  versucht,  eine  Einigung,  wenn  auch  unter
Beteiligung  der  Schlichtungsstelle,  herbeizuführen.  Die
Vertretung ist hier sinnvoll, weil der Arbeitgeber in aller
Regel  mit  personalrechtlich  qualifiziertem  Personal  in  die
Auseinandersetzung  einsteigt  und  letztlich  auch  nicht
persönlich  betroffen  ist.

Verbandszeitschrift ZV-Info

2024 war das letzte Jahr, in dem die ZV-Info in gedruckter
Form erschien. Ab Herbst 2024 gab es keine physische ZV-Info
mehr – die letzte Ausgabe erschien Ende September 2024. Die
Digitalisierung  ermöglicht  dringend  nötige  Einsparungen  bei
den  Druckkosten  und  beim  Porto  und  ist  überdies
umweltfreundlicher  und  flexibler.

Vernetzung mit anderen Dachorganisationen

Um  sich  auf  nationaler  Ebene  Gehör  zu  verschaffen  sowie
kantonal und kommunal Einfluss geltend zu machen, braucht es
die  Vernetzung  mit  anderen  Dachorganisationen  aus  dem
Personalbereich.  Die  Ebenrainkonferenz,  verbunden  mit  dem
Beobachterstatus beim Schweizerischen Gewerkschaftsbund, sind
die Grundpfeiler für Öffentliches Personal Schweiz, um darauf
ihr Netzwerk aufzubauen und zu verfestigen. Die zahlreichen
Einladungen zu interessanten und informativen Partner-Events



bilden dazu eine hervorragende Möglichkeit.

Auch  auf  internationaler  Ebene  ist  der  ZV  aktiv.  Unsere
europäische  Dachorganisation  CESI  bietet  hochinteressante
Veranstaltungen, die thematisch letztlich auch uns betreffen
und  an  denen  der  ZV  dann  und  wann  teilnimmt.  Unsere
Mitgliedschaft bei der CESI ist durch das zwischen der EU-
Kommission  und  der  Schweiz  zu  verhandelnde  EU-Dossier  von
besonderer  Bedeutung,  da  je  nach  Verhandlungsresultat
Auswirkungen bis auf die kantonale und kommunale Ebene zu
erwarten sind. Die CESI als, wie der ZV, politisch unabhängige
Dachorganisation,  pflegt  auf  europäischer  Ebene  die
politischen  Kanäle  zu  allen  Entscheidungsträgern.

Probezeitkündigung  im
öffentlich-rechtlichen
Arbeitsverhältnis  –
Zulässigkeit und Schranken
geschrieben von Dr. Michael Merker | März 3, 2025
Die  Voraussetzungen  für  eine  Kündigung  im  öffentlich-
rechtlichen  Arbeitsverhältnis  sind  während  der  Probezeit
tiefer. Wie tief die Voraussetzungen tatsächlich sind, hat das
Bundesverwaltungsgericht im Urteil A-2634/2022 vom 2. August
2023  mit  deutlichen  Worten  beschrieben.  Ein  sachlicher
Kündigungsgrund ist zwar nach wie vor notwendig, allerdings
reicht es (bereits) aus, wenn eine reibungslose Zusammenarbeit
und  effiziente  Verwaltungstätigkeit  in  Frage  gestellt
erscheinen. Was das konkret bedeutet, ist anhand des erwähnten
Urteils zu besprechen.
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Das Urteil

Sachverhalt

A. nahm am 15. Februar 2022 ihre Beschäftigung beim Bundesamt
für Strassen (ASTRA) auf, womit gleichzeitig die dreimonatige
Probezeit begann. Beim ersten Probezeitgespräch vom 24. März
2022  wurde  festgehalten,  dass  die  zu  beurteilende  Zeit
aufgrund von ferienbedingter Abwesenheit der Vorgesetzen und
krankheitsbedingter Abwesenheit von A. sehr kurz ausgefallen
sei. Am 1. April 2022 kann es zu einem Vorgesetztenwechsel.

Am  13.  April  2022  erteilte  der  neue  Vorgesetzte  A.  eine
Mahnung, in welcher ihre Leistungen und ihr Verhalten als
mangelhaft  beurteilt  wurden.  A.  wurde  eine  Frist  bis  zum
11. Mai 2022 gesetzt, um ihr Verhalten und ihre Leistung zu
verbessern, andernfalls das Arbeitsverhältnis aufgelöst würde.
Am 22. April 2022 kam es zu einem weiteren Gespräch zwischen
A. und ihrem Vorgesetzen, in welchem erneut Leistungsdefizite
von A. thematisiert wurden. A. reichte am 2. Mai 2022 eine
Stellungnahme  beim  HR  ein.  Sie  führte  aus,  dass  ihr
Vorgesetzter  keinen  Überblick  habe  und  Arbeitsanweisungen
nicht  richtig  lesen  könne,  wodurch  ihr  ein  «absoluter
Mehraufwand»  resultiere.  Da  sich  die  Leistung  und  das
Verhalten von A. nicht verbesserten, fand am 6. Mai 2022 ein
erneutes Gespräch statt.

Am  12.  Mai  2022  wurde  A.  die  Absicht  zur  Auflösung  des
Arbeitsverhältnisses  in  der  Probezeit  mündlich  mitgeteilt.
Gleichzeitig wurde ihr ihm Rahmen des rechtlichen Gehörs, die
Möglichkeit  eingeräumt,  bis  am  16.  Mai  2022  Stellung  zu
nehmen.  In  der  Stellungnahme  machte  A.  geltend,  dass  ihr
Vorgesetzter sich seiner Aufgaben nicht bewusst sei, er könne
Teamsitzungen nicht qualifiziert führen und seine Kompetenzen
als Vorgesetzter seien zu bezweifeln.

Mit  Verfügung  vom  17.  Mai  2022  kündigte  das  ASTRA  das
Anstellungsverhältnis  mit  A.  in  der  Probezeit.  Als



Kündigungsgrund  nannte  das  ASTRA  mangelndes  Einvernehmen
zwischen A. und ihrem Vorgesetzen.

Gegen  die  Kündigungsverfügung  gelangte  A.  ans
Bundesverwaltungsgericht. Strittig war, ob die Voraussetzungen
für  eine  Kündigung  in  der  Probezeit  erfüllt  waren.  Das
Bundesverwaltungsgericht bejahte dies.

Rechtsgrundlagen

Nach  der  Gesetzgebung  des  Bundespersonalrechts  kann  das
öffentlich-rechtliche  Arbeitsverhältnis  in  der
Bundesverwaltung  während  der  Probezeit  mit  einer
Kündigungsfrist von sieben Tagen aus sachlichen Gründen, unter
anderem  wegen  mangelnder  Eignung,  Tauglichkeit  oder
Bereitschaft,  die  im  Arbeitsvertrag  vereinbarte  Arbeit  zu
verrichten (Art. 10 Abs. 3 Bst. c BPG), ordentlich gekündigt
werden (Art. 12 Abs. 2 BPG i.V.m. Art. 30a Abs. 1 BPV).

Art. 6 Abs. 2 BPG statuiert, dass für das Arbeitsverhältnis
sinngemäss  die  einschlägigen  Bestimmungen  des
Obligationenrechts  (OR)  gelten,  soweit  dieses  Gesetz  und
andere Bundesgesetze nichts Abweichendes bestimmen.

Weder das BPG noch die BPV enthalten nähere Angaben zu den
Gründen,  aus  welchen  ein  Arbeitsverhältnis  während  der
Probezeit aufgelöst werden kann. Massgebend sind daher nebst
der  hierzu  bereits  ergangenen  Rechtsprechung  auch  die
Bestimmungen  und  die  dazugehörende  Praxis  zum  OR.

Zweck der Probezeit

Das Bundesverwaltungsgericht nahm zunächst Bezug auf den Zweck
der  Probezeit  und  erwog,  dass  die  Probezeit  den
Vertragsparteien  die  Gelegenheit  gibt,  eine  auf  Dauer
angelegte  Rechtsbeziehung  durch  gegenseitige  Erprobung
vorzubereiten.  Es  handelt  sich  demnach  um  eine  lockere
Vertragsbindung,  die  darauf  ausgelegt  ist,  das



Arbeitsverhältnis kurzfristig auflösen zu können. Das Recht,
während der Probezeit mit verkürzter Frist zu kündigen, ist
ein Ausfluss der Vertragsfreiheit. Bei Abschluss des Vertrages
liegt es grundsätzlich im Belieben des Arbeitgebers, welchen
von mehreren Kandidaten er einstellen will. Ebenso entscheidet
der  Arbeitnehmer  frei,  für  welche  Arbeitsstelle  er  sich
bewirbt. Diese Abschlussfreiheit wirkt in die Probezeit nach,
indem  die  Parteien  grundsätzlich  den  Entscheid  über  eine
langfristige Bindung aufgrund der in der Probezeit gewonnenen
Erkenntnisse frei treffen können. Soweit sich die Kündigung an
diesem Zweck der Probezeit orientiert, ist allein darin, dass
ihr etwas «Willkürliches» anhaftet, kein Rechtsmissbrauch zu
erblicken. Die zulässige «Willkür» entspricht der Freiheit der
Parteien,  darüber  zu  entscheiden,  ob  sie  sich  langfristig
binden wollen (E. 4.2).

Kein  rechtsleerer  Raum  –  Notwendigkeit  eines  sachlichen
Kündigungsgrunds

Gleichzeitig hielt das Bundesverwaltungsgericht fest, dass ein
Probearbeitsverhälts  kein  rechtleerer  Raum  darstelle;  dies
gebietet der Grundsatz von Treu und Glauben (Art. 5 Abs. 3
Bundesverfassung [BV]). Auch wenn weder das BPG bzw. die BPV
noch das OR die Rechtmässigkeit einer Kündigung während der
Probezeit explizit vom Vorliegen bestimmter Gründe abhängig
machen, muss eine Kündigung während der Probezeit sachlich
begründet sein (E. 4.3).

(Tiefere) Anforderungen an den sachlichen Kündigungsgrund

Da die Probezeit dazu dient, die Fähigkeiten und Eignung eines
Angestellten zu prüfen, sind an die Gründe, aus denen dieses
naturgemäss lockere Verhältnis aufgelöst werden kann, keine
allzu strengen Anforderungen zu stellen (E. 4.3).

Die  Kündigung  eines  Probearbeitsverhältnisses  durch  die
Verwaltung ist deshalb bereits dann zulässig, wenn aufgrund
der  Wahrnehmungen  der  Vorgesetzen  die  Annahme  hinreichend



begründet erscheint, dass der Ausweis der Fähigkeit oder der
Eignung nicht erbracht ist und voraussichtlich auch nicht mehr
erbracht werden kann. Die Auflösung muss vom Betroffenen nicht
verschuldet  sein  und  kann  sich  auch  auf  objektive  Gründe
stützen. Die begründete Feststellung etwa, dass der sich um
eine definitive Anstellung Bewerbende dem Stellenprofil nicht
entspricht, reicht aus. Dasselbe gilt, wenn aus persönlichen
Gründen ein für die vorgesehene Funktion unbedingt nötiges
Vertrauensverhältnis nicht aufgebaut werden kann oder aufgrund
objektiver Anhaltspunkte eine reibungslose Zusammenarbeit und
eine effiziente Verwaltungstätigkeit künftig in Frage gestellt
erscheint.  Auch  rein  zwischenmenschliche  Faktoren  oder  das
Unvermögen eines Arbeitnehmers, sich in gewachsene Strukturen
eines Unternehmens einzufügen, mit Autoritäten (sowohl eigene
als  auch  fremde)  situationsgerecht  umzugehen  oder  sein
Arbeits-  bzw.  Führungsstil  können  dazu  führen,  dass  ein
Probearbeitsverhältnis  nicht  in  ein  ordentliches
Arbeitsverhältnis  überführt  wird  (E.  4.3  in  fine).

Beurteilung des konkreten Falls

Das  Bundesverwaltungsgericht  machte  wortwörtlich  kurzen
Prozess: Ohne auf die einzelnen Vorfälle während der Probezeit
im  Einzelnen  einzugehen,  erwog  es,  dass  auch  rein
zwischenmenschliche  Faktoren  gegen  die  Überführung  in  ein
ordentliches  Arbeitsverhältnis  sprechen  können.  Vorliegend
lasse  sich  aus  den  Schilderungen  beider  Parteien  und  dem
Gesamteindruck  schliessen,  dass  eine  reibungslose
Zusammenarbeit zwischen A. und ihrem Vorgesetzten ausserhalb
des  Möglichen  erschien.  Aus  den  bisherigen  Geschehnissen,
insbesondere den beiden Stellungnahmen von A., komme deutlich
zum  Ausdruck,  dass  zahlreiche  Meinungsverschiedenheiten
zwischen A. und ihrem Vorgesetzten bestanden (und bestehen).

Weiter stellte das Bundesverwaltungsgericht fest, dass es aus
objektiver Sicht und unabhängig vom Verschulden den Parteien
nicht  gelungen  sei,  ein  für  die  Ausübung  der  Tätigkeit



notwendiges  Vertrauensverhältnis  aufzubauen.  Es  sei  deshalb
nachvollziehbar,  dass  das  ASTRA  aufgrund  des  mangelnden
Einvernehmens  zwischen  A.  und  ihrem  Vorgesetzten  eine
effiziente  und  reibungslose  Zusammenarbeit  auch  für  die
Zukunft  als  nicht  möglich  erachtete.  Diese
(zwischenmenschlichen) Gründe reichen aus, um das seiner Natur
nach  lockere  Arbeitsverhältnis  auf  Probe  nicht  in  ein
ordentliches  Arbeitsverhältnis  zu  überführen.  Die  Kündigung
stützt sich damit auf ausreichende, sachliche Gründe und ist
rechtmässig (E. 5.3).

Bemerkungen

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zeigt zweierlei:

Erstens ist der öffentlich-rechtliche Arbeitgeber an die
Grundsätze des rechtstaatlichen Handelns gebunden – und
zwar  unabhängig  davon,  ob  ein  «seiner  Natur  nach
lockeres  Arbeitsverhältnis  auf  Probe»  vorliegt  oder
nicht.  Das  Bundesverwaltungsgericht  setzt  das  Wort
«Willkür» denn auch bewusst in Anführungszeichen. Für
Willkür im rechtlichen Sinn bleibt kein Raum. Auch eine
Kündigung während der Probezeit setzt einen sachlichen
Kündigungsgrund voraus und muss verhältnismässig sein.
Zweitens  wird  deutlich,  dass  bei  einer
Probezeitkündigung  herabgesetzte  Anforderungen  an  den
sachlichen  Kündigungsgrund  gelten.  Können  die
gegenseitigen  Erwartungen  der  Parteien  nicht  erfüllt
werden,  was  auch  in  rein  zwischenmenschlichen
Differenzen begründet sein kann, ist der Entschluss der
Arbeitgeberin,  ein  Arbeitsverhältnis  in  der  Probezeit
aufzulösen legitim und entspricht gerade dem Zweck der
Probezeit.

Dem Urteil ist zuzustimmen: Eine Kündigungsfreiheit wie im
privaten  Arbeitsrecht  gibt  es  im  öffentlich-rechtlichen
Arbeitsverhältnis nicht – auch nicht während der Probezeit
nicht; es braucht stets einen sachlichen Kündigungsgrund. Der



Zweck  der  Probezeit  verlangt  aber,  dass  bei  einer
Probezeitkündigung die Anforderungen an die Begründung weniger
hoch  sind.  Das  Urteil  zeigt  die  tieferen  Anforderungen
illustrativ auf.

Das Bundesverwaltungsgericht bestätigt damit seine bisherige
Rechtsprechung  und  entspricht  der  kantonalen  Praxis,  wie
insbesondere  jüngere  Entscheide  zeigen  (vgl.  Urteil  des
Verwaltungsgerichts Zürich vom 16. Mai 2024, VB.2023.00570;
Urteil  des  Verwaltungsgerichts  Aargau  vom  3.  Juli  2024,
WKL.2023.4).

Mobbing am Arbeitsplatz – Was
du dagegen tun kannst und wie
du es erkennst
geschrieben von Enesa Sefedini | März 3, 2025
Mobbing  am  Arbeitsplatz  ist  ein  Thema,  das  oft  unter  den
Teppich gekehrt wird, aber es betrifft viele Menschen und kann
ernsthafte  Folgen  haben.  Ständiges  Ausgrenzen,  negative
Kommentare oder sogar offene Beleidigungen – Mobbing kann in
vielen  Formen  auftreten,  und  die  Auswirkungen  auf  das
Wohlbefinden  sind  nicht  zu  unterschätzen.

Vielleicht  hast  du  schon  mal  von  Mobbing  am  Arbeitsplatz
gehört, oder du kennst jemanden, der betroffen ist. Aber wie
erkennst du, ob du selbst betroffen bist? Und vor allem: Was
kannst du tun, wenn es passiert?

Was ist Mobbing eigentlich?

Mobbing am Arbeitsplatz passiert nicht nur ab und zu – es ist
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wiederholte,  absichtliche  Schikane,  die  über  längere  Zeit
geht.  Dabei  kann  es  sowohl  von  Kollegen  als  auch  von
Vorgesetzten kommen. Mobbing ist oft subtil und schwer zu
erkennen, aber die Auswirkungen sind spürbar. Es geht nicht
nur um Worte – es geht um das Gefühl, ständig angegriffen oder
ausgegrenzt zu werden.

Typische Formen von Mobbing sind:

Ausschluss: Du wirst von Besprechungen oder Teamevents1.
absichtlich ausgeschlossen, ohne klaren Grund.
Gerüchte  verbreiten:  Dinge,  die  nicht  der  Wahrheit2.
entsprechen, werden über dich erzählt, um dich in ein
schlechtes Licht zu rücken.
Ständige Kritik: Konstruktive Rückmeldungen werden durch3.
ständige, unnötige Kritik ersetzt, die nichts bringt.
Beleidigungen  und  Demütigungen:  Oft  sind  es  kleine,4.
abfällige  Bemerkungen,  die  wiederholt  fallen  und  die
dich verletzen.

Und  manchmal  ist  es  eben  auch  das  ständige  Gefühl,  nicht
wirklich dazuzugehören oder ständig unter Druck gesetzt zu
werden.

Wie erkennst du Mobbing?

Wenn du dich ständig unwohl bei der Arbeit fühlst oder jeden
Tag  mit  Bauchschmerzen  zur  Arbeit  gehst,  könnte  das  ein
Zeichen für Mobbing sein. Mobbing geht oft mit physischen und
emotionalen Symptomen einher – du fühlst dich ausgelaugt, hast
vielleicht  Schlafstörungen  oder  häufig  Kopfschmerzen.  Du
ziehst dich mehr und mehr zurück, und die Freude an der Arbeit
schwindet.

Und auch wenn es nicht immer offensichtlich ist, kannst du es
oft  daran  erkennen,  wie  du  behandelt  wirst  –  oder  nicht
behandelt  wirst.  Wird  dir  ständig  das  Wort  abgeschnitten?
Fühlst  du  dich  isoliert  oder  als  würde  deine  Arbeit  nie



anerkannt? Das sind alles rote Flaggen, auf die du achten
solltest.

Was kannst du tun, wenn du gemobbt wirst?

Sprich es an: Klingt erstmal schwierig, aber es kann1.
helfen, das Thema direkt anzusprechen. Vielleicht weiss
die  Person  gar  nicht,  wie  sehr  ihr  Verhalten  dich
verletzt. Ein ehrliches Gespräch kann Missverständnisse
klären und oft das Mobbing stoppen.
Hol  dir  Unterstützung:  Mobbing  muss  nicht  allein2.
durchgestanden  werden.  Suche  dir  jemanden,  dem  du
vertraust,  sei  es  ein  Kollege,  ein  Freund  oder  ein
Familienmitglied. Manchmal hilft es schon, sich Luft zu
machen und das Ganze zu besprechen.
Dokumentiere, was passiert: Auch wenn es unangenehm ist,3.
versuche, Vorfälle zu dokumentieren. Schreibe auf, wann
und  was  genau  passiert  ist,  und  halte  fest,  wer
beteiligt war. Diese Aufzeichnungen können dir helfen,
das Mobbing später besser zu adressieren, wenn es nötig
wird.
Hole dir professionelle Hilfe: Wenn es dir zu viel wird,4.
ist es vollkommen okay, dir Unterstützung von außen zu
holen. Ein Therapeut oder Coach kann dir helfen, die
emotionalen Auswirkungen des Mobbings zu verarbeiten und
dir  Strategien  an  die  Hand  geben,  wie  du  mit  der
Situation  umgehen  kannst.
Sprich mit deinem Arbeitgeber: Wenn das Mobbing nicht5.
aufhört  und  die  Situation  sich  nicht  verbessert,
solltest  du  es  deinem  Vorgesetzten  oder  der
Personalabteilung melden. In vielen Unternehmen gibt es
klare Richtlinien, wie solche Fälle gehandhabt werden
müssen. Dein Arbeitgeber ist verpflichtet, ein gesundes
Arbeitsumfeld zu gewährleisten.

Was kann das Unternehmen tun?



Unternehmen sollten Mobbing nicht tolerieren und aktiv eine
respektvolle  Kultur  fördern.  Dazu  gehört,  dass  alle
Mitarbeiter geschult werden, um Mobbing zu erkennen und zu
verhindern.  Führungskräfte  sollten  dafür  sorgen,  dass  alle
Mitarbeiter sich sicher und respektiert fühlen.

Es ist auch wichtig, dass es klare Prozesse gibt, wie mit
Beschwerden umgegangen wird, und dass jeder weiß, dass Mobbing
ernst genommen wird. Wenn alle an einem Strang ziehen, lässt
sich Mobbing oft schon im Keim ersticken.

Fazit: Mobbing darf kein Tabu sein

Mobbing am Arbeitsplatz ist nie in Ordnung und sollte nicht
hingenommen werden. Wenn du betroffen bist, weisst du, dass es
nicht nur deine Arbeit, sondern auch dein Leben beeinflussen
kann. Aber du bist nicht allein – es gibt Schritte, die du
unternehmen  kannst,  um  dich  zu  schützen,  und  es  gibt
Unterstützung.

Wenn du Mobbing erkennst – sei es an dir selbst oder bei
anderen – zögere nicht, etwas zu tun. Denn am Ende verdient
jeder einen Arbeitsplatz, an dem er sich sicher, respektiert
und wohl fühlt.

 


